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Dr. Michael Häupl, Präsident des Rates der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) und Bürgermeister der Stadt Wien, hat das Ergebnis des Europäischen Rates in Brüssel (21. und 22. Juni 2007) vorsichtig begrüßt.

Ich begrüße die Tatsache, dass eine Einigung getroffen wurde, und dass eine Regierungskonferenz einberufen wird, die Europa voranbringen soll, sagt Michael Häupl. Aufgrund der Entscheidung, dass die letzten beiden Verträge einfach abgeändert und nicht ein neuer Vertrag verfasst wurde, haben wir jetzt ein kompliziertes Regelwerk. Ich bedaure, dass das ursprüngliche Ziel, für unsere Bürgerinnen und Bürger einen klaren und einheitlichen Text zur Funktionsweise Europas zu schaffen, verloren gegangen ist.

Michael Häupl begrüßt einige Punkte, für die sich der Rat der Gemeinden und Regionen Europas im Namen der Lokal- und Regionalregierungen stark eingesetzt hat: Wir sind erleichtert, dass die Anerkennung der lokalen und regionalen Selbstverwaltung auch im neuen Vertrag enthalten ist. Das ist umso wichtiger als ca. 70% der EU-Gesetze in unseren Gemeinden und Regionen umgesetzt werden.

Wir begrüßen ganz besonders die Entscheidung, eine neue Regelung der Daseinsvorsorge in den Vertrag aufzunehmen, die die wichtige Rolle und den großen Spielraum der nationalen, regionalen und lokalen Behörden bei der Bereitstellung, Beauftragung und Umsetzung der Daseinsvorsorge im größtmöglichen Interesse der Bürgerinnen und Bürger betont. Die Kommission und der Gerichtshof tendierten in den letzten Jahren dazu, diesen großen Spielraum einzuschränken. Es ist daher schön zu sehen, dass die Staats- und Regierungschefs eine klare und positive Aussage zu diesem Kernthema getroffen haben.

Der RGRE-Präsident begrüßt die starke Betonung der Subsidiarität und frühzeitigen Konsultationen. Er hat jedoch seine Besorgnis zum Ausdruck gebracht, dass der Europäische Rat anscheinend einen wichtigen Punkt im Vertrag ausgelassen hat, nämlich eine ausdrücklich weitergefasste Definition des Subsidiaritätsprinzips, in dem auch alle Ebenen der Lokal- und Regionalregierungen berücksichtigt werden. Keine Regierung hat dieser Regelung widersprochen. Wir hoffen also, dass der zukünftige Vertrag diese neue Definition beinhalten wird.

Abschließend begrüßt Michael Häupl die Aussage des Europäischen Rates, dass man die Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern Europas verstärken müsse: Damit die Europäische Union die Kommunikation mit ihren Bürgerinnen und Bürgern verbessern kann, muss sie enger mit den gewählten Vertreterinnen und Vertretern und den Institutionen der Gemeinden und Regionen Europas zusammenarbeiten. Wie der Rat selbst sagte, wird dieser Punkt in der bevorstehenden Regierungskonferenz und im Zuge des Ratifikationsprozesses besonders wichtig sein. Europa braucht auf allen Regierungsebenen Partnerschaften, um von den Bürgerinnen und Bürgern besser verstanden und akzeptiert zu werden.
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